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Der ?. Senät des Bundessozialgerichts hat auf
die mündliche Verhandlung vom 7° August 4974

durch den Vorsitzenden Richter

Dr° B r o c k e , die Richter
Dr„ H e u B n e r und H e n n i g
nnd die ehrenamtlichen Richter w o l f f

und H e i m a n n

für Recht erkannt:

Die Revisionen der Kläger und der Beigeladenen

gegen das Urteil des Hessischen Landessozial—

gerichts vom 25„'Juli 1973 werden zurück—

aewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Kläger sind Angestellte der Beigeladenen, einer

”Staatlichen Treuhandstelle für Wohnungs— und Kleinsied—

lungsuesen", die als "Organ der staatlichen Wohnungs—
politik” im Sinne des 5 28 des Gesetzes über die Gemein—

nützigkeit im Wohnungswesen — Wohnungsgemeinnützigkeits—

gesetz (FGG) — anerkannt ist„ Auf die Arbeitsvcrhältnisse
der Kläger wird der zwischen der Beigeladenen und der

Geyerkscheft Handel, Banken und Versicherungen

— Landesbezirksleitung Hessen — abgeschlossene Betriebs—

turiivertrag (BTV) vom 4„ Juni 4966, der am gleichen

!

Tage in Kraft getreten ist, in seiner jeweils gültigen
q

\

*e„sung angewendet°

Den Klägern zu 4), 4)‚ 5), 4°), 44) und zu 46) entzog

die Beklagte das ihnen bewilligte Kindergeld (Kg), und

zwar dem Kläger zu 4) mit Ablauf des Monats August 49645

demKläger zu 4) ab 4° August 4965‚ demKläger zu 5) ab
4. Februar 4965‚ demKläger zu 40) mit Ablauf Oktober
4964, dem Kläger zu 44) mit Ablauf des Monats Juni 4965

und demKläger zu 46) ab Juli 4964 (Bescheide vom
4. Februar 4965, 5° Oktober 4964, 28° September 4965

und 4„ November 4965‚ geändert durch Verfügung vom

47° Februar 4974)° Die Anträge der Kläger zu 2), 5), 6),

7) bis 9) und zu 42) bis 45) auf Zahlung von Kg lehnte
die Beklagte ab (Bescheide vom 24° September 4964,
48° September 4964, 25° April 4968, 25‚ Mei 4967)„ Ent—

ziehung und Ablehnung stützte die Beklagte auf 5“? Abs° 4

Er„ 4 des Eundeskindergeldgesetzes (BKGCP° Von dem Kläger

zu 4) forderte die Beklagte das darüber hinaus für die
Zeit von August 4965 bis Juni 4966 gezahlte Kg in Höhe
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von insgesamt 865‚——DMund vom Kläger zu 5) das gezahlte
Kg für Februar 4965 in Höhe von 50,»— DM zurück (Beschei—

de vom 40° Oktober 4966 und 4. Februar 4965)‚

Die von den Klägern erhobenen Widersprüche blieben erfolg—

los (Widerspruchsbescheide vom 5‚ April, 4. März,
27° Februar und 24„ April 4969, vom 5. März 4965 und vom

14‚ April, 8. April und 22. April 4969)„

Hiergegen haben die Kläger zu 4) bis 46) Klage erhoben„
Die Kläger zu 4) bis 6) und zu 8) bis 46) haben bean—

tragt, die Beklagte zu verurteilen‚ ihnen Kg ab 4. Juni

4966 zu gewähren‚ Der Kläger zu 2) hat seinen Antrag auf
die Zeit bis zum 54° März 4968, der Kläger zu 45) bis
zum BO; Juni 4969 und der Kläger zu 46) bis zum 54° Mai

4970 beschränkt, Der Kläger zu 7) hat Anspruch auf Kg
gegen die Beklagte ab 4° Februar 4968 geltend gemacht°

Das Sozialgericht (SG) Frankfurt/Main hat die Beklagte
verurteilt, den Klägern das begehrte Kg zu gewähren
und hinsichtlich der Klagen der Kläger zu 2), 43) und

zu 46) die Berufung zugelassen (Urteile vom 5° Juli und
46° Oktober 4970)° Auf die Berufung der Beklagten hat
das Hessische Landessozialgericht (LSG) nach Verbindung
der Verfahren der Kläger zu 4) bis 46) und Beiladung
der Nassauischen Heimstätte GmbH, Frankfurt/Main, die
Urteile des SG vom 5„ Juli und 46° Oktober 4970 abge—

ändert und die Klagen abgewiesen„ Im Gegensatz zum SG

hat das LSG die Auffassung vertreten, daß die Kläger

nach ä_7 Abs° 4 Nr„ 4 BKGG vom Bezug des Kg ausgeschlos—

sen seien;

Gegen das Urteil des LSG haben die Kläger und die Bei—

geladene — die zugelassene — Revision eingelegte Sie

rügen eine Verletzung des 5 7 Abs„ 4 Nr° 4 BKGGund
sehen insbesondere auch Art° 3 Abs° 4 des Grundgesetzes(GG)

als verletzt an°
_ 5 _
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Die MI ger und die Beigeledene beantragen,

das Urteil des LSG aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen die Urteile

des SG zurückznmeisen„

Die Beklagte beaHtM“ ■t‚

die Eevieionen zurückzuweisen„

Si hält das Urteil des LSG für richtig und verweist im

ü‘0Tigen auf die in gleichgelegCrten Sachen von Arbeit—

nehmern der Beigeledenen ergengenen Entscheidungen des
erkennendeh Senats°

Im übrigen wird auf das Revisionsvorbringen der Beteilig—

ten verwiesen°

II

Die Revisionen der Kläger und der Beigeladenen sind un—
begründet. Die Kläger sind ab 4„ Juni 4966 — und nur

diese Zeit ist noch im Streit — vom Bezug des Kg ausge—
schlossen.

(Nach 5 ? Abe„ ? Nr° 4 BKGG wird Kg nicht gewährt, wenn

eine Person‚ bei der das Kind nach 5 2 Abs° ? BKGGberück—
sichtigt wird Arbeitnehmer einer Vereinigung, Einrich—

tur @ oder Unt 1nehmung ist und auf ihr Arbeitsverbältris

Tarifverträge, die für Arbeitnehmer des Bundes oder eines

Iondes gelten‚ oder vergleichbare terifver treg]iche Rege—

lurgen engevondt verdeno Dieser Ausschlußtetbestand liegt

hier V‚r„

Da

mit der Rechtsprechung des erkennenden Senats (BSG7 Urteil

")

„ Berufungsgericht hat zutreffend in Übereinstimmung

—’6 _
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vom 30, Januar 1975 - 7 HKS 34/70 —‚ 3595 35, 456 =
Sez■Nr‚ 42 zu 5 7 BKGG;ferner Urteil vom30, Januar
1973 — 7 BKg 50/70 — und Urteil vom 2740 September 1968

— 7 RKg 15/66 —, SozR Nr° 5 zu € ? BKGG = Breithaupt 1969,

445) angenommen, daß die Beigeladene eine Unternehmung

im Sinne-des % 7 Abs. 4 Nr, 4 BKGGist° Der Senat sieht
auch weiterhin keinen Anlaß, von dieser ständigen Recht—

sprechung abzugeben. Danach sind Unternehmungen im Sinne

des 5 7 Abs. 1 Nr; 4 BKGGBetriebe, die in den Formen
des Privatrechts organisiert sind, aber zum öffentlichen

Dienst im weiteren Sinne gerechnet werden können, Dazu

zählen solche Unternehmungen, die Aufgaben der Daseins—

vorsorge, nämlich Aufgaben der Verwaltung im funktionel—

len Sinne erfüllen (BSG, Urteil vom 20° November 1970

_ 7 EKg 18/68 _, seen 52, 402, 405; Urteil vom
30. Januar 1975 — ? RKg 51/70 «, BSGE 55, 156, 159 f,;

Urteil vom 49° Dezember 4975 —7 RKg 44/74 —, szR Nr‚44

zu 5 ? EKCG)„ Solche Aufgaben der Daseinsvorsorge werden,
von der Eeigeladenen wahrgenommen, wie der Senat bereits

eingehend in dem Urteil vom 30, Januar 1973 — ? BKg 31/70—,

BEGE 35, 156, 159 f., ausgeführt hat° Dazu rechnet alles,

was von seiten der Verwaltung geschieht, um die Allgemein-

heit oder nach objektiven Merkmalen bestimmte Personen—

gruppen in den Genuß nützlicher Leistungen zu versetzen
(Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 10, Aufl.,

Vorbem„zu 5 20'_ 8° 570 _; BSGEaaO;SozRNr, 44 zu
€ ? BKGG)„ Die Förderung des Wohnungsbaues ist eine

solche Aufgabe der Verwaltung im Rahmen der Daseins—

vorsorge° Das ergibt sich unter anderem nicht nur aus
@ 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der Fassung vom

1. September 1965 (BGBl I 1618), sondern auch aus der.
Überschrift des V. Abschnitts des VJGG°Dieser Abschnitt
ist mit ”Förderung des WohnungSWesens durch die öffent—

liche Hand"überschrieben, Nach%28 MGGwird die Förde—
rung des Vohnungsvesens im Sinne dieses Abschnittes durch

_7l.
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"0rgane der staatlichen Wohnungspolitik" vorgenommen° Das

sind unter anderen Unternehmen, an denen der Bund oder

die Länder maßgebend beteiligt sind„ Die Beigeladene ist

ein “Organ der staatlichen Wohnungspolitik” und eine

“Staatliche Treuhandstelle für das Wohnungs— und Klein—

Siedlungswesen“° Da ihre Gesellschafter der Bund, länder

und Gemeinden sind, und diese durch den Aufsichtsrat

über das Unternehmen allein die .Aufsicht ausüben‚ he ndelt

es sich bei der Beigelndenen somit um eine in der er ivat—
..Neon lichen lern der Gesellschait mit beschränkter Ha f—

tun g (Cmbll) organisierte öffentliche Unternehmung‚ die

\ufgaben der Da insv rs rge, else ■ufgaben der Textal—

tung in funktionellen Sinne, erfüllt°

Entgegen der Auffassung der Kläger verlc tzt die Li■bezie—

hung der Beigeladenen in den Kreis der “Unternehmungen”

im Sinne des @7 Abs„ 4 Nr„ 4 BKGGauch nicht den Gleich—
heitssatz des Art° 3 Abs° 4 GG° Im Gegensatz zu dem frü—

heren Kir de geldgesetz (KSG) geht allerdings das EKCG
davon aus, daß_es Aufgabe der Allgemeinheit und nicht der

'A1beitgeber ist, die mit der Kindererziehung v rbundenen

1irt chef tlichcn Familienl_e sten auszugleichen° Demzufolge

wird die „nie ingung der für den Ausgleich erforderlichen

Kittel dem Bund und nicht mehr den Arbeitgebern auferlegt°

Der Bund soll jedoch dann nicht verpflichtet sein, Kinder—

geld zu
Zahlen,

nenn der Arbeitgeber des Berechtigten

öffer tlicher Dien;therr oder diesem gleichzustellen ist

3 7 Abs„ 4 EKGG)„ Insoweit geht das Gesetz davon aus,
daß die Zahlung des Kg durch — andere — Mittel der öffent—

f

lichen Hand geuährleistet ist° Wenn die Beigeledcne den

‚..
u

“;milienlest-nausgleich zu tragen hat (@ 7 Abs° 6 EICG},
( -.ist es doch letztlich wiederum die öffentliche kann, die

J ')

.
Gesellscha‚ter der Beigeladenen für des wirtschaft—„[

...L. (

li che Ergebnis ur d damit auch für die B„milienlast ein—

teht. Die Beigeladene kann deshalb nicht den Gesell—

_ 8 _
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schaften des privaten Rechts gleichgestellt werden, bei

denen Körperschaften, Anstalten oder andere Träger öffent—

lichen Rechts nicht oder nicht maßgebend beteiligt sind

(vgl° hierzu den Fall einer Waldgenossenschaft altdeut—
schen Rechts; BSG, Urteil vom 49° Dezember 4975

_ 7 RKg44/74 _, SozRNr; 44 zu 5 7 BKGG).Bei diesen
Gesellschaften ist nämlich die Zahlung des Kg aus Mitteln

der öffentlichen Hand nicht ohne weiteres gewährleistet.

Daraus ergeben sich aber - wirtschaftlich betrachtet —
trotz gleicher Unternehme■sart unterschiedliche Sach—

verhalte, die vom Ge$etz auch unterschiedlich behandelt
werden dürfen° Die hier getroffene Unterscheidung ist

somit eschgerecht, teil dadurch doppelte leistungen der

öffentlichen Hand vermieden werden° Der erkehnende Senat

befindet sich mit dieser Rechtsauffassung im Einklang

nit der von den Klägern angeführten Rechtsprechung des

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, Beschluß vom 24, Mai

4967—4 EVL48/65_, BVerfGE22, 28 ff.)„ DerEntschei—
dung des BVerfG ist nicht zu entnehmen, daß zu den

“Unternehmungen“ im Sinne des 5 ? Abs° 4 Nr° 4 BKGGim
Hinblick auf Art° 5 Abs„ 4 GG nur kommunale Verkehrs—

und Versorgungsunternehmen gerechnet werden können.

Aus den Ausführungen des BVerfG ergibt sich vielmehr,

daß der iusschluß vom Bezug deleg nach 5 ? Abs° 4

Nr‚ 4 BKGG mit Art. 5 Abs. 4 GG dann vereinbär_ist,

wenn sich der arbeitsrechtliche'Anspruch auf das

‚“Ersstzkindergeld” nach 5 7 Abs„ 6 BKGG—wie im vor—
liegenden Fall — gegen eine in privatrechtlicher Form

betriebene Unternehmung richtet, die Aufgaben der Da—

séinsvorsorge erfüllt und bei der für das wirtschaftli—

che Ergebnis letztlich die öffentliche Handeinsteht'
(vgl„ BVerfGE 22, 28, 58)„

Das LSG hat im angefochtenen Urteil die Auffassung

vertreten, daß allein der Umstand, die Beigelsdene als

_ 9 ,
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eine “Unternehmung” im Sinne des 5 7 Abs" 4 Nr; & BKGG

“zum öffentlichen Dienst im weiteren Sinne rechnen zu müssen,

eusreiche, die Kläger als Arbeitnehmer der Beigeledenen

vom Bezug des Kg auszuschließen° Das LSG meint, es bedürfe

.deshalb keiner weiteren Ausführungen, ob der BTV der Bei—

geledenen, der am 4° Juni 4966 in Kraft getreten ist, eine

mit den Tarifverträgen, die für Arbeitnehmer des Bundes

oder eines Landes gelten, vergleichbare tariivertregliche
Regelung sei° Ob dieser Auffassung beizutreten ist, braucht

hier nicht entschieden zu werden° Auch wenn man, wie der

erkennende Senat in seiner bisherigen Rechtsprechung'
(BSGE 35, 456, 464 ff„; SozR Nr° 44 zu 5 ? BKGG) davon
ausgeht, daß neben der ersten Voraussetzung des @ ? Abs;° 4

Era & EKGG — “Unternehmung" — auch die zweite « “vergleich—

bere terifvertregliche Regelung” — gegeben sein muß, ist

der Entscheidung des LSG im Ergebnis beizutreten, weil es

sich nämlich bei dem BTV vom 4° Juni 4966 um eine “ver—

gleichbare tarifvertragliche Regelung" im Sinne des @ ?

Abs° 4 Nr° 4 BKGG handelt° Für die Vergleichbarkeit einen

Terifvertreges mit den Tarifverträgen in Bund und Ländern

ist von entscheidender Bedeutung, ob die Vergütung nach Ver

gütungsgruppen%und Lebenbalter33tufen oder der Lohn nach

\Lohngruppen,Dienstzeitstu■en‘unde0rtulohnklessen bemessen

wird, und ob Qrtszuschlägc oder EOZialzuschlüge,KrenkeriezüßQ

Beihilfen undiUntö“Stützunéen;3terbegeld und Übergengsgeld
sowie ein erweiterter Kündigungsschutz (gestaffelte Kün—

digungsfristen), Unkündbarkeit nach längerer Beschäfti—

gungsseit und eine zusätzliche,hlters— und Hinterbliebe—

nenversorgung gewährleistet werden° Dabei wird die Ver—

gleichbarkeit einer terifvertreglichen Gesamtregelung mit

einem Tarifvertrag des Bundes oder eines Landes nicht

d,
A

\.)‚durch ausgeschlossen, daß in einem Punkt — hier bei der,

tp.
.J

.s und Hinterbliebenenversorgung — eine generelle_
O "L‘

T‘r ?‚“; O C .A.\ ung in der Unternehmung zwar besteht, ihr Inhalt aber"“
;

„ 40 _
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nicht mit der Zusatzversorgung bei Bund und Ländern im

einzelnen übereinstimmt und die rechtliche Wirkung sich

auch nicht aus dem Tarifvertrag, sondern aus einem Einzel—

vertreg aufgrund einer Bezugnahme auf eine tarifrechtliche

Regelung, eine vertragliche Einheitsregelung, eine betrieb—

liche Übung oder aus einer Betriebsvereinbarung herleitet

(BSGE 35‚ 456). Für die Gestaltung der formellen und inhalt—

lichen Einzelheiten (Wirkungsgrund, Voreussetzungen‚ Höhe

nd Dauer der leistungen) ist keine ins einzelne gehende

Übereinstimmung erforderlich. Die vorgenannten wesentli—

chen.Voraussetzungen der Vergleichbarkeit werden aber von

dem BTV vom 4. Juni 1966 erfüllt. Den notwendigen Gesamt—

vergleich dieses BTV mit den tarifrechtlichen Regelungen

des Bundes und der Länder hat der erkennende Senat bereits

in dem diesen BTV und die Beigeladene als Arbeitgeberin

ebenfal s betreffenden Rechtsstreit im Urteil vom

30. Januar 4973 —7 EKg 34/70 (seen 35, 456, 464 ff.) —
vorgenommen. Der Senat ist dabei zu dem Ergebnis gekommen,

ldeß‘es sich um eine "vergleichbare tarifrechtliche Rege—

lung” handelt. Insoweit wird auf die dort gemachten Aus—

führungen des Senats verwiesen.

■ach allem handelt es sich somit bei der Beigeladenen um
eine "Unternehmung" im Sinne des 5 7 Abs. 4 Nr. 4 BKGG,
die eine mit den tarifrechtlichen Regelungen des Bundes

und der länder vergleichbaren Tarifvertrag auf die Arbeits—

verhältnisse ihrer Arbeitnehmer anwendet, so daß die Kläger

nach 5 7 Abs. 4 Nr. 4 BKGGvom Bezug des Kg ausgeschlossen
sind. Die Beklagte hat deshalb das Kg mit Recht verweigert
und — soweit die Rückforderung noch im Streit war — auch

rechtmäßig zurückgefordert (5 43 Nr. 4 BKGG).
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Die Kostcnontscheidung beruht auf 5 495 des Sozial—
ferichts—esetzes°.)
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Rechtsanwalt www.prinz.law
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